
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN MISCHO — RECHTSSACHE 403/85 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 

JEAN MISCHO 

vom 11. Dezember 1986 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Der Sachverhalt und die Hintergründe der 
Rechtssache 403/85 sind im einzelnen im 
Sitzungsbericht dargestellt. Es sei mir daher 
gestattet, auf diesen zu verweisen. 

Vor der Prüfung der Rügen, die der Kläger 
zur Begründung seiner Klage auf Aufhe­
bung der Entscheidung der Kommission 
vom 6. Mai 1985 über seine Entfernung aus 
dem Dienst angeführt hat, halte ich es für 
unerläßlich, den Rahmen für die vorliegen­
den Schlußanträge festzulegen. Dieser Rah­
men ergibt sich durch die Art der Kontrolle, 
die vom Gerichtshof über die Entscheidun­
gen der Anstellungsbehörde im Disziplinar­
bereich ausgeübt wird. 

Der Gerichtshof hat unter den Randnum­
mern 34 und 35 der Entscheidungsgründe 
seines Urteils vom 29. Januar 1985, in der 
sich dieselben Parteien gegenüberstanden 1, 
auf die Art dieser Kontrolle noch einmal 
wie folgt hingewiesen: 

„Wie der Gerichtshof bereits unter anderem 
in seinem Urteil vom 30. Mai 1973 in der 
Rechtssache 46/72 (De Greef/Kommission, 
Slg. 1973, 543) festgestellt hat, kann die An­
stellungsbehörde die angemessene Diszipli­
narstrafe wählen, wenn die dem Beamten 
zur Last gelegte Tat festgestellt ist. Der Ge­
richtshof kann nicht seine eigene Beurtei­
lung an die Stelle derjenigen dieser Behörde 
setzen, es sei denn, es läge ein offensichtli­
cher Rechtsfehler oder Ermessensmißbrauch 
vor." 

Ich möchte sogleich feststellen, daß die 
Rüge des Ermessensmißbrauchs in diesem 
Verfahren nicht vorgetragen worden ist und 
daher auch nicht geprüft zu werden 
braucht. 

Es ist somit zu untersuchen, ob die beiden 
Rügen des Klägers, nämlich die unzurei­
chende und unzutreffende Begründung der 
Entscheidung sowie der Verstoß gegen den 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz bei der Wahl 
der Sanktion, einen offensichtlichen Fehler 
der Kommission darstellen. 

Zur der vom Kläger als unzutreffend und 
unzureichend angesehenen Begründung der 
Entscheidung 

1. Der dem Kläger zur Last gelegte Sachver­
halt 

Unter Randnummer 37 der Entscheidungs­
gründe seines erwähnten Urteils vom 29. Ja­
nuar 1985 hat der Gerichtshof festgestellt, 
daß sich die erste Entscheidung der Entfer­
nung aus dem Dienst auf den Hinweis be­
schränkt habe, der Kläger habe „einen tätli­
chen Angriff" auf Herrn Morel, Generaldi­
rektor für Personal und Verwaltung der 
Kommission, verübt und „diesem Verlet­
zungen zugefügt". „Aus dieser kurzen For­
mulierung", so fährt der Gerichtshof fort, 
„läßt sich nicht entnehmen, ob sich die Ent­
scheidung ausschließlich auf die von dem 
Kläger gegebene Darstellung stützt oder ob 
— und gegebenenfalls inwieweit — die An­
stellungsbehörde auch die Aussagen von 
Herrn Morel und seines Assistenten, die 
größtenteils vom Kläger bestritten werden, 
herangezogen hat." 

* Aus dem Französischen übersetzt. 
1 — Slg. 1985, 275. 
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Die neue Entscheidung der Entfernung aus 
dem Dienst vom 6. Mai 1985 enthält sechs 
Begründungserwägungen (Nr. 6 bis 11), die 
im einzelnen den Verlauf des Vorfalls und 
die dabei Herrn Morel zugefügten Verlet­
zungen beschreiben. 

Eine dieser Begründungserwägungen be­
trifft, worauf die Kommission selbst hinge­
wiesen hat, eine vom Kläger bestrittene Tat­
sache, nämlich das Werfen des Aschen­
bechers. 

Eine andere Begründungserwägung bezieht 
sich auf die Erklärung des Herrn Morel, 
daß der Kläger ihm Fußtritte versetzt habe, 
als er am Boden gelegen sei; der Kläger hat 
dazu erklärt, er könne sich nicht daran erin­
nern. 

Nach meiner Ansicht sollten daher diese 
beiden Begründungserwägungen außer Be­
tracht bleiben, und es sollte nur geprüft 
werden, ob die anderen in der Entscheidung 
wiedergegebenen Umstände geeignet sind, 
einen offensichtlichen Fehler bei der Dar­
stellung und Beurteilung der Tatsachen auf­
zuzeigen. In der sechsten Begründungser­
wägung wird festgestellt, daß der Kläger 

— Herrn Morel Faustschläge versetzte, 

— ihn vorne am Hemd packte, das zerriß, 
und 

— ihn aus dem Sessel warf, was zu einer 
oberflächlichen Verletzung der Hand 
führte. 

Diese Tatsachen sind nicht bestritten. 

In der neunten Begründungserwägung wer­
den die Feststellungen wiedergegeben, die 
zwei Ärzte bezüglich der Wunden und Prel­
lungen getroffen haben, die Herr Morel 
aufwies. 

Nach der zehnten Begründungserwägung 
waren „diese unbestreitbar vorhandenen 
Verletzungen und Prellungen... unmittel­
bare oder mittelbare Folgen der Gewalt, mit 

der [der Kläger] seinen Gesprächspartner 
angegriffen hat". 

Da diese Feststellung ebenfalls nicht bestrit­
ten wird, ist der ursächliche Zusammenhang 
zwischen den Handlungen des Klägers und 
den Verletzungen des Herrn Morel somit 
nachgewiesen. 

Man kann daher sagen, daß sich der 
Schluß, den die Kommission in der elften 
Begründungserwägung aus all diesen Ein­
zelheiten zieht, nämlich daß feststehe, „daß 
ein tätlicher Angriff [des Klägers] gegen den 
Generaldirektor für Personal und Verwal­
tung vorlag", logisch aus den zuvor darge­
stellten Tatsachen ergibt. 

Die vom Kläger bestrittenen oder nicht 
anerkannten Tatsachen sind nicht notwen­
dig, um zu diesem Schluß zu gelangen. 

Ich meine daher, daß die Begründung der 
angefochtenen Entscheidung, was die Tatsa­
chen betrifft, als ausreichend und fehlerfrei 
angesehen werden kann. 

2. Der Zusammenhang, in dem die Tatsachen 
stehen 

Zweitens rügt der Kläger, die angefochtene 
Entscheidung habe sein Verhalten nicht „in 
einen Zusammenhang mit der provozieren­
den und erniedrigenden Behandlung" ge­
bracht, die ihm bei der Unterredung vom 
6. Oktober 1982 zuteil geworden sei und 
die sich aus Umständen ergeben habe wie 
die Weigerung des Herrn Morel, den wie­
derholt vorgetragenen Argumenten des Klä­
gers Beachtung zu schenken, die Absicht 
des Herrn Morel, ihm zu schaden, sein Auf­
lachen und die Frage, ob Herr Morel auf 
die Zustimmung des Kabinettchefs des fran­
zösischen Ministers für Zusammenarbeit zur 
Beendigung der Abordnung des Klägers in 
Paris hingewiesen habe. 

Aus den Akten ergibt sich, daß alle diese 
Einzelheiten von Herrn Morel und Herrn 
Petit-Laurent, der als einziger bei der Un-
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terredung anwesend gewesen war, energisch 
bestritten worden sind. 

Ich bin daher der Ansicht, daß die fragli­
chen Einzelheiten genau so außer Betracht 
bleiben sollten, wie die vom Kläger bestrit­
tenen Tatsachen außer Betracht geblieben 
sind. 

3. Das Problem der mildernden Umstände 

Der Kläger meint sodann, die vom Diszipli-
narrat festgestellten mildernen Umstände 
würden durch die streitige Entscheidung 
nicht überzeugend widerlegt. 

Diese Rüge bezieht sich zweifellos auf die 
Stellen des Urteils des Gerichtshofes vom 
29. Januar 1985, an denen dieser ausgeführt 
hat, daß „sich aus den Begründungserwä­
gungen der Entscheidung ... die Überlegun­
gen eindeutig ergeben [müssen], die die An­
stellungsbehörde dazu veranlaßt haben, die 
jeweilige Disziplinarstrafe zu ergreifen" 
(Randnr. 35 der Entscheidungsgründe), und 
sodann festgestellt hat, daß die erste Ent­
scheidung über die Entfernung aus dem 
Dienst ihm nicht gestatte, „die Gründe zu 
beurteilen, aus denen die Anstellungsbe­
hörde eine schwerere Disziplinarstrafe als 
die vom Disziplinarrat vorgeschlagene ver­
hängt hat" (Randnr. 40 der Entscheidungs­
gründe). 

In dieser Hinsicht ist zwischen dem Problem 
der Verantwortlichkeit des Klägers für die 
von ihm begangene Tat und der Frage der 
mildernden Umstände zu unterscheiden. 

Was das Problem der Verantwortlichkeit 
betrifft, ist von Artikel 86 Absatz 1 des Sta­
tuts der Beamten der Europäischen Gemein­
schaften auszugehen; danach hängt die 
Festsetzung einer Disziplinarstrafe davon 
ab, daß der Beamte die ihm durch das Sta­
tut auferlegten Pflichten vorsätzlich oder 
fahrlässig verletzt hat. 

Dazu ist festzustellen, daß die Kommission 
sich in der fünfzehnten Begründungerwä­

gung der Entscheidung vom 6. Mai 1985, 
nachdem sie Randnummer 8 der Entschei­
dungsgründe des Gerichtshofes in der 
Rechtssache 12/68 2 zitiert hat, auf das ärzt­
liche Gutachten von Dr. De Geyter und Dr. 
Dumont vom 27. Oktober 1982 bezieht und 
zu dem Ergebnis gelangt, daß die vom Klä­
ger begangenen Handlungen „in voller 
Kenntnis der Sachlage" erfolgten. 

Die beiden Gutachter haben in der Tat be­
kundet, daß „der Kläger zum Zeitpunkt der 
ihm zur Last gelegten Handlungen und 
noch derzeit als im rechtlichen Sinne zu­
rechnungsfähig anzusehen ist". Die Voraus­
setzung, „vorsätzlich" gehandelt zu haben, 
ist somit erfüllt. 

Es bleibt die Frage, ob dem Kläger nicht 
trotzdem mildernde Umstände zuzubilligen 
sind. 

Im Gegensatz zu der Entscheidung vom 
7. April 1983 bemüht sich die Kommission 
in der Entscheidung vom 6. Mai 1985, im 
einzelnen zu rechtfertigen, warum sie nicht 
der Ansicht ist, daß die vom Disziplinarrat 
angeführten Tatumstände den ihnen vom 
Disziplinarrat zugemessenen mildernden 
Charakter haben. Sie widmet dieser Frage 
neun Begründungserwägungen. 

Was den Zustand der Unsicherheit und 
Angst betrifft, so führt die Kommission eine 
Reihe von Gesichtspunkten an, die sich mei­
nes Erachtens nicht widerlegen lassen. 

Es ist nämlich nicht zu leugnen, daß der 
Kläger durch seine Kandidatur für die Wahl 
zur korsischen Regionalversammlung objek­
tiv zu der Lage beigetragen hat, in der er 
sich befand, als er am 6. Oktober 1982 im 
Büro seines Vorgesetzten erschien. Es ist 
unbestreitbar, daß er nicht die Verpflichtun­
gen nach Artikel 15 des Beamtenstatuts be­
achtet hatte. Zumindest diese beiden Ver­
haltensweisen haben zum Zustand der Unsi-

2 — X./Kommission, Urteil vom 27. Mai 1970, Sie. 1970, 291, 
294. 
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cherhek beim Kläger beigetragen. Ebenso 
steht außer Frage, daß das dienstliche Inter­
esse der Kommission dazu hätte führen 
können, daß der Kläger in jedem Fall vor 
Ablauf des Zeitraums seiner Verwendung in 
Paris nach Brüssel zurückberufen worden 
wäre, und zwar unabhängig von seinem 
Wahlamt. Feststeht, daß von jedem Beamten 
erwartet werden kann, daß er das Statut 
kennt; nach Artikel 15 des Statuts befindet 
die Anstellungsbehörde über die Situation 
des Beamten, der in ein öffentliches Wahl­
amt gewählt worden ist, und entscheidet un­
ter Berücksichtigung der Bedeutung dieses 
Amtes und der seinem Inhaber daraus er­
wachsenden Pflichten, ob der Beamte im 
aktiven Dienst verbleiben kann oder einen 
Urlaub aus persönlichen Gründen für die 
Dauer des Wahlamtes zu beantragen hat. 

Schließlich trifft es zu, daß dem Kläger, 
wenn eine dieser Verwaltungsmaßnahmen 
ihm gegenüber ergangen wäre, weitrei­
chende Rechtsbehelfsmöglichkeiten auf ver­
schiedenen Ebenen zur Verfügung gestan­
den hätten. 

Der Beamte wurde somit am 6. Oktober 
1982 nicht mit unvorhersehbaren oder au­
ßergewöhnlichen Perspektiven konfrontiert. 

Mir scheint daher, daß die Kommission kei­
nen offensichtlichen Fehler begangen hat, 
als sie die Auffassung vertrat, daß die durch 
diese Perspektiven hervorgerufene Unsicher­
heit und Angst nicht so schwerwiegend 
seien, daß sie einen mildernden Umstand 
darstellen könnten. 

Die Begründungserwägungen 20 bis 22 
der angefochtenen Entscheidung betreffen 
die „herabgesetzte Frustrations-Toleranz-
schwelle" und die „impulsive Natur" des 
Klägers. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß „sol­
che von einer Person zur anderen unter­
schiedlichen Schwellen unterschiedliche 
Verhaltensweisen erklären, in keinem Fall 
aber die Anwendung physischer Gewalt 

rechtfertigen können", und daß der Kläger 
„durch den tätlichen Angriff, um den es 
geht, eine qualitative Schwelle überschritten 
[hat], was bei einem verantwortungsvollen 
Beamten in Ausübung seines Dienstes nicht 
hingenommen werden kann". 

Die Kommission will damit zweifellos sa­
gen, daß es zwischen der höflichen und 
maßvollen Äußerung einer entgegengesetz­
ten Meinung und der physischen Gewalt 
noch eine ganze Reihe von möglichen Re­
aktionen gibt, durch die Personen, die Fru­
strationen schwer ertragen, ihre Unzufrie­
denheit, ja sogar ihr Gefühl der Auflehnung 
kundtun können wie zum Beispiel durch 
Schreie, Faustschläge auf den Tisch usw. 

Auch hier fällt es meines Erachtens schwer, 
diese Begründung als offensichtlich fehler­
haft anzusehen. Denn entweder hatte der 
Kläger völlig die Kontrolle über seine 
Handlungen verloren, so daß er überhaupt 
nicht hätte bestraft werden dürfen — was 
aber nach den Erklärungen der Psychiater 
nicht der Fall gewesen ist —, oder er konnte 
sich bis zu einem gewissen Grad noch kon­
trollieren, so daß die Kommission nicht Un­
recht hat, wenn sie der Auffassung ist, daß 
der Kläger die Schwelle der physischen Ge­
walt gegenüber seinem Vorgesetzten nicht 
hätte überschreiten dürfen. 

Zu dem dritten vom Disziplinarrat ange­
nommenen mildernden Umstand, dem Feh­
len einer Absicht, erklärt die Kommission, 
die Absicht könne in bestimmten Fällen 
zwar strafverschärfend wirken, ihr Fehlen 
sei aber nicht als mildernder Umstand anzu­
sehen. 

Da der Disziplinarrat und die Kommission 
im vorliegenden Fall Begriffe des Strafrechts 
(die im Statut nicht vorkommen) verwendet 
haben, muß es somit zulässig sein, sich auf 
dieses Rechtsgebiet zu begeben, um zu se­
hen, wie dort diese Begriffe ausgelegt wer­
den. 

661 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN MISCHO — RECHTSSACHE 403/85 

Es ist festzustellen, daß im Strafrecht des 
Landes, in dem die Ereignisse sich abge­
spielt haben und dessen Gerichte in dieser 
Sache zu entscheiden gehabt hätten, wenn 
Herr Morel Klage erhoben hätte, die Ab­
sicht in der Tat einen strafverschärfenden 
Umstand darstellt. So heißt es insbesondere 
in Artikel 398 des belgischen Strafgesetz­
buches: 

„Wer einem anderen vorsätzlich Verletzun­
gen zufügt oder Schläge versetzt, wird mit 
Freiheitsstrafe von acht Tagen bis zu sechs 
Monaten und einer Geldstrafe... bestraft. 

Hat der Täter mit Absicht gehandelt, wird 
er mit Freiheitsstrafe von einem Monat bis 
zu einem Jahr und einer Geldstrafe ... be­
straft." 

Ich habe nicht überprüfen können, wie die 
strafrechtliche Lage in den anderen Mit­
gliedstaaten ist, aber ich habe feststellen 
können, daß das deutsche, das britische, das 
französische, das italienische und das lu­
xemburgische Recht die Absicht ebenfalls als 
einen strafverschärfenden Umstand ansehen. 

Auch in diesem Punkt ist die Begründung 
der Entscheidung somit nicht mit einem of­
fensichtlichen Fehler behaftet. 

Der Disziplinarrat hat in seiner Stellung­
nahme vom 8. März 1983 die Ansicht ver­
treten, daß „ein Verhalten wie das unter 
Randnummer 1 beschriebene... ein strenges 
Urteil [verdient], dies um so mehr, als es die 
Tat eines Beamten im Rang eines Hauptver­
waltungsrats war". Etwas später heißt es 
dann: „Gegen einen Beamten, der das unter 
Randnummer 1 beschriebene Verhalten an 
den Tag legt, müßte folglich die schärf­
ste Disziplinarstrafe verhängt werden" 
(Randnr. 8). 

Der Disziplinarrat hat jedoch anschließend 
anerkannt, daß die erwähnten mildernden 
Umstände vorlägen, und eine Rückstufung 
des Klägers von Besoldungsgruppe A 5, 
Dienstaltersstufe 4, in Besoldungsgruppe 
A 6, Dienstaltersstufe 8, empfohlen. 

Die Kommission beurteilt in ihrer Entschei­
dung vom 6. Mai 1985 den Sachverhalt 
praktisch genauso wie der Disziplinarrat, 
nämlich daß „wegen seiner Gewalttätig­
keit ... ein solches Verhalten ein besonders 
strenges Urteil [verdient], dies um so mehr, 
als es die Tat eines Beamten im Rang eines 
Hauptverwaltungsrats war". 

Nachdem die Kommission die mildernden 
Umstände verneint hat, kommt sie zu dem 
Ergebnis, daß „angesichts der Schwere des 
Dienstvergehens, die die vom Disziplinarrat 
zugrunde gelegten Umstände nicht mildern 
können, die Disziplinarstrafe der Rückstu­
fung unangemessen" wäre. 

Infolgedessen sprach die Kommission die 
Disziplinarstrafe der Entfernung aus dem 
Dienst ohne Kürzung oder Aberkennung 
des Anspruchs auf das Ruhegehalt gemäß 
Artikel 86 Absatz 2 Buchstabe f des Statuts 
aus. 

In der Entscheidung sind somit sehr wohl 
die Gründe dargelegt, aus denen die Kom­
mission eine schärfere Strafe als die vom 
Disziplinarrat vorgeschlagene gewählt hat. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die 
Begründung, die die Kommission zur Stüt­
zung ihrer Entscheidung der Entfernung aus 
dem Dienst vom 6. Mai 1985 gegeben hat, 
klar die ihr zugrundeliegenden Tatsachen 
erkennen läßt und die Überprüfung ermög­
licht, warum die Kommission von der Stel­
lungnahme des Disziplinarrats abgewichen 
und die Disziplinarstrafe der Entfernung aus 
dem Dienst gegen den Kläger verhängt hat. 
Die Entscheidung vom 6. Mai 1985 kann 
daher nicht aus den Gründen beanstandet 
werden, die die Aufhebung der Entschei­
dung vom 7. April 1983 gerechtfertigt hat­
ten. 

Es bleibt zu prüfen, ob die Kommission, 
nachdem sie das Vorliegen mildernder Um­
stände verneint hat, eine offensichtlich über­
mäßige Strafe ausgesprochen hat, indem sie 
die Handlungen, wie sie sich aus der Be-
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gründung ihrer Entscheidung ergeben, mit 
der Entfernung aus dem Dienst geahndet 
hat. 

Zu dem angeblichen Verstoß gegen den Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsatz 

Im Gegensatz zu den Strafgesetzbüchern 
der Mitgliedstaaten, die auf der einen Seite 
die Zuwiderhandlungen und auf der ande­
ren Seite die entsprechenden Strafen (mit ei­
nem Mindest- und Höchstmaß) vorsehen, 
enthält das Beamtenstatut keine derartige 
Zusammenstellung. 

Um zu entscheiden, ob die von der Kom­
mission ausgesprochene Maßnahme im vor­
liegenden Fall übermäßig ist, ist somit auf 
andere Anhaltspunkte zurückzugreifen. 

Zunächst ist festzustellen, daß die verhängte 
Maßnahme nicht die schärfstmögliche ist, 
da der Anspruch des Klägers auf Ruhege­
halt unberührt blieb. 

Weiterhin kann man sich fragen, ob nicht 
die gleichen Handlungen, wären sie inner­
halb einer nationalen Verwaltung oder eines 
Privatunternehmens begangen worden, im 
allgemeinen durch eine Entlassung geahndet 
werden könnten. Dies ist sicherlich nicht der 
Fall. 

Schließlich lassen sich Vergleichskriterien 
aus den Umständen ableiten, in denen der 
Gerichtshof selbst Entscheidungen über die 
Entfernung von Beamten aus dem Dienst 
aufgehoben oder aber nicht aufgehoben hat. 

Meines Wissens hat der Gerichtshof in der 
Vergangenheit nur in einem einzigen Fall 
einen offensichtlichen Fehler der Anstel­
lungsbehörde bei einer Entscheidung über 
die Beendigung eines Dienstverhältnisses 
angenommen. Es handelt sich um die 
Rechtssache 18/63 3, die die Kündigung ei­
nes Vertrages über die Anstellung einer 

Krankenpflegerin als Hilfskraft betraf. Ein 
Kraftwagenunfall hatte sich in unmittelbarer 
Nähe des Dienstgebäudes der Kommission 
ereignet, und ein Beamter hatte daraufhin 
die Klägerin, die gerade ihren Bereitschafts­
dienst versah, aufgefordert, sich mit ihrer 
Sanitätstasche an Ort und Stelle zu begeben. 
Der Krankenpflegerin wurde vorgeworfen, 
der Aufforderung nicht mit der gebotenen 
Eile nachgekommen zu sein und sich ange­
sichts der Menschenansammlung, die sich 
um den Verunglückten gebildet hatte, ge­
weigert zu haben, einzugreifen; ferner 
wurde beanstandet, daß sie ihre Sanitätsta­
sche nicht mitgebracht habe. Nachdem der 
Gerichtshof alle Umstände des Falls geprüft 
hatte, kam er zu dem Ergebnis, daß die Re­
aktion der Kommission offensichtlich unver­
hältnismäßig war und die angefochtene Ent­
scheidung, da sie keine ausreichende rechtli­
che Grundlage hatte, aufzuheben war. 

In einer Reihe anderer Urteile hat der Ge­
richtshof die Klagen auf Aufhebung einer 
Entscheidung über die Entfernung aus dem 
Dienst abgewiesen. 

Es handelt sich um folgende Fälle: 

— ein Beamter, der keinerlei Initiative 
zeigt, um die ihm obliegende laufende 
Arbeit auszuführen, und die ausdrückli­
che Weigerung, diese Arbeit zu leisten, 
mit der Begründung, sie entspreche nicht 
seinem Rang; unentschuldigtes Fehlen 
und Unpünktlichkeit 4; 

— Kaufhausdiebstahl; an den Vorgesetzten 
gerichtete Schreiben, in denen ein un­
entschuldbares böswilliges Verhalten ge­
genüber den Kollegen zum Ausdruck 
kommt; Diebstahl von Schriftstücken 
und aller Wahrscheinlichkeit nach Ab­
fassung eines anonymen Schriftsatzes (in 
dieser Rechtssache hatte der vom Ge­
richt bestellte psychiatrische Gutachter 

3 — Estelle Schmitz/Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, Ur­
teil vom 19. März 1964, Slg. 1964, 164. 

4 _ Urteil vom 11. Juli 1968 in der Rechtssache 35/67, Slg. 
1968, 489, und Urteil vom 4. Februar 1970 in der Rechtssa­
che 13/69, Slg. 1970, 3, Van Eick/Kommission. 
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eine „mittlere Verminderung der Zu­
rechnungsfähigkeit" des Klägers festge­
stellt) 5; 

— strafbare Handlungen bzw. Teilnahme 
an den strafbaren Handlungen eines an­
deren Beamten, darunter Amtsanma­
ßung und Geldforderung gegenüber ei­
ner Person, die eine Stelle bei der Kom­
mission erhalten wollte 6; 

— Weigerung eines Beamten, seinen Dienst 
auf einer neuen Stelle anzutreten, Ver­
letzung der Gehorsamspflicht (Artikel 21 
Absatz 3 des Statuts) und der Pflicht, 
dem Organ jederzeit zur Verfügung zu 
stehen (Artikel 55 Absatz 1 des Statuts) 7. 

Meines Erachtens wiegt der dem Kläger zur 
Last gelegte Sachverhalt nicht weniger 
schwer als die betreffenden Vorfälle in den 
genannten Rechtssachen. 

Der Kläger stützt sich noch auf eine andere 
Rechtssache, um seinen Vorwurf gegenüber 
der Kommission zu begründen, sie messe 
„mit zweierlei Maß". Es handelt sich um 
die Rechtssache 18/78 8, in der es um eine 
tätliche Auseinandersetzung zwischen zwei 
Beamten der Besoldungsgruppe C 2 ging. 

Die Kommission weist zu Recht darauf hin, 
daß dieser Fall sich nicht als „Vorbild" für 
die vorliegende Rechtssache eigne, da die 
jeweilige Verantwortlichkeit der beiden in 
die tätliche Auseinandersetzung verwickel­
ten Beamten von der Kommission nicht er­
mittelt worden sei und der Gerichtshof die 

Nachlässigkeit, die die Kommission seiner­
zeit gezeigt habe, sehr energisch kritisiert 
habe. 

Es ist auch zu beachten, daß, um die Wahl 
der von der Kommission verhängten Maß­
nahme zu beurteilen, auf den Zeitpunkt der 
beanstandeten Handlungen abzustellen ist. 
Daher haben sämtliche Erwägungen über 
die Konsequenzen, die sich für den Kläger 
nach den fraglichen Ereignissen ergeben ha­
ben, nichts mit dem Urteil über die Schwere 
der Maßnahme im Verhältnis zu dem fest­
gestellten Sachverhalt zu tun. 

Ich komme daher zu demselben Ergebnis, 
zu dem Generalanwalt Mancini in der er­
sten Rechtssache, in der sich dieselben Par­
teien gegenüberstanden 9, gelangt ist. 

Nach dem Hinweis auf die Rechtsprechung 
des Gerichtshofes in den Rechtssachen Van 
Eick und De Greef, wonach „der Gerichts­
hof seine eigene Beurteilung nicht an die 
Stelle derjenigen der Disziplinarbehörde set­
zen kann, es sei denn, es läge ein offenkun­
diger Rechtsfehler oder Ermessensmiß­
brauch vor", hat Herr Mancini die Ansicht 
vertreten, „daß der angefochtenen Entschei­
dung weder der eine noch der andere dieser 
Mängel anhaftet". 

Zwar handelte es sich seinerzeit um die Ent­
scheidung der Kommission vom 7. April 
1983. Die Entscheidung vom 6. Mai 1985 
enthält aber eine ausführlichere Begründung 
als die erste und folgt demselben logischen 
Aufbau, wie er von Herrn Mancini im letz­
ten Absatz unter Nummer 7 seiner Schluß­
anträge beschrieben wurde. Diese Begrün­
dung ist daher nach meiner Meinung auch 
hinsichtlich der Entscheidung vom 6. Mai 
1985 gültig. Ich möchte Herrn Mancini zi­
tieren: „Nach der Feststellung, daß der Klä­
ger verantwortlich sei und daß die von ihm 
geltend gemachten Umstände nicht als mil-

5 — Urteile vom 7. Mai 1969, Slg. 1969, 109, und vom 27. Mai 
1970, Slg. 1970, 291, in der Rechtssache 12/68, X./Kon-
trollausschuß. 

6 — Urteile vom 30. Mai 1973 in der Rechtssache 49/72, Dres-
cig/Kommission, Slg. 1973, 565, und in der Rechtssache 
46/72, De Greef/Kommission, Slg. 1973, 543. 

7 — Urteil vom 16. Dezember 1976 in der Rechtssache 124/75, 
Perinciolo/Rat, Slg. 1976,1953. 

8 — Urteil vom 14. Juni 1979 in der Rechtssache 18/78, Frau 
V./Kommission, Slg. 1979, 2093. 

9 — Schlußanträge vom 13. Dezember 1984 in der Rechtssache 
228/83, Slg. 1985, 276. 
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dernd anerkannt werden könnten, stellt die 
Anstellungsbehörde abschließend fest: ,dans 
ces conditions, la sanction recommandée par 
le Conseil de discipline est inappropriée par 
rapport au manquement commis'. In diesem 
Vorgehen liegt nichts Unvernünftiges oder 
Willkürliches. Es ist vielmehr logisch und 

entspricht den Kriterien einer ordnungsge­
mäßen Disziplinarverwaltung." 

Ebenso wie Herr Mancini komme ich daher 
zu dem Ergebnis, daß die Rüge einer an­
geblichen Verletzung des Verhältnismäßig­
keitsgrundsatzes zurückzuweisen ist. 

Ergebnis 

Nachdem ich somit festgestellt habe, daß die beiden Rügen des Klägers keinen 
offensichtlichen Fehler der Kommission aufgezeigt haben, kann ich nicht umhin, 
Ihnen vorzuschlagen, die Klage abzuweisen. Nach den Artikeln 69 § 2 und 70 der 
Verfahrensordnung hat jede Partei ihre eigenen Kosten zu tragen. 
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